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Keine Angst  
vor grossen 
Tieren
Beim Spaziergang mit Patenhund Zeus schaut 
Bundesrätin Karin Keller-Sutter zurück  
auf die ersten Monate als Finanzministerin. 
Und sagt, weshalb ihr die neue Monsterbank 
keine schlaflosen Nächte bereitet.

«Wer hat den 
grösseren Kopf?» 

Die Bundesrätin 
besucht ihren 

Patenhund Zeus. 
«Ich bin fasziniert 

von diesen Tieren.» 
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T E X T  S I LV A N A  D E G O N D A

F O T O S  N I C O L A S  R I G H E T T I

Jöh, isch da än Herzige!» Als sie 
den kleinen Bernhardiner-Welpen 
in den Händen hält, kann Karin 

Keller-Sutter, 59, ihre Freude nicht  
zurückhalten. Die Bundesrätin ist zur 
Barry-Stiftung nach Martigny VS ge-
reist, um ihren Patenhund Zeus zu  
besuchen. Ein kleiner Abstecher bei 
den sieben Welpen, die vor zwei Wo-
chen geboren sind, liegt auch noch 
drin. Zeus wartet draussen im Zwinger.  
Als seine berühmte Gotte ankommt, 
springt er ihr mit seinen 77 Kilo freu-
dig entgegen. Keller-Sutter tätschelt 
den vierjährigen Bernhardiner-Rüden. 
«Wenn Zeus richtig an der Leine zieht, 
kann man nichts mehr machen», sagt 
sie und fügt hinzu: «Trotzdem einfacher 
zu bändigen als einige Politiker.» Und 
wahrscheinlich auch als einige Banker. 
Beim Spaziergang mit Zeus in Plan-
Cerisier inmitten der Rebberge schaut 
Karin-Keller Sutter zurück auf die ers-
ten acht Monate als Finanzministerin.

Nach UBS, Swiss und jetzt  
Credit Suisse: Welche ist 
eigentlich die nächste Firma,  
die gerettet wird?

Karin Keller-Sutter: Wir haben die CS 
nicht gerettet. Der Bundesrat, die Fi
nanzaufsichtsbehörde und die Schwei-
zerische Nationalbank haben alles da-

rangesetzt, Schaden von der Schweiz 
abzuwenden. Wenn die CS Konkurs ge-
gangen wäre, hätte das enormen Scha-
den angerichtet, das Zahlungssystem 
hätte zusammenbrechen können, viele 
Menschen hätten keinen Zugriff auf  
ihr Konto gehabt. Die CS war system-
relevant. Das sind auch andere Firmen 
wie zum Beispiel der Energiekonzern 
Axpo. Dort musste der Bund einen 
Schutzschirm sprechen. 

Was sollen der Metzger oder die 
Architektin denken? Sie lässt 
man einfach Konkurs gehen. 

Ich verstehe den Ärger der Leute gut. 
Ich bin selbst in einem Gewerbebetrieb 
aufgewachsen, diesen hätte auch nie-
mand gerettet. Aber nicht nur meine 
Eltern hatten ein Restaurant, es gibt 
viele Restaurants. Ein einzelnes ist des-
halb nicht systemrelevant. Mich hat 
auch sehr verärgert, dass die Führung 
dieser Bank mit ihrem Missmanage-
ment und ihren Skandalen die Schweiz 
in diese Lage gebracht hat. 

Der Zwangsverkauf der CS an 
die UBS war nicht alternativlos. 
Das hält eine von Ihnen ein­
gesetzte Expertengruppe fest.

Der Bundesrat hat nie gesagt, man 
könne die CS nicht abwickeln. Aber das 
wäre nicht ohne erhebliche Schäden 
für den Finanzplatz und die Volkswirt-

schaft passiert. Weltweit hat noch nie 
jemand eine systemrelevante Bank ab-
gewickelt. Es wäre ein absolutes Expe-
riment gewesen. Der Bundesrat konnte 
ein so grosses Risiko nicht eingehen. 
Wir hatten zum Glück eine bessere 
Lösung, da eine andere Bank bereit 
war, die finanziellen und rechtlichen 
Risiken zu übernehmen.

Es heisst, Ihr Vorgänger Ueli 
Maurer habe die Rettung der CS 
verschlafen. Aber der Bundesrat 
ist eine Kollegialbehörde.  
Hat man da nie nachgefragt? 

Der Bundesrat ist nicht die Aufsicht 
über die Banken. Das ist Aufgabe der 
Finanzaufsichtsbehörde. Vor allem: Die 
Verantwortung für die Bank lag bei den 
CS-Chefs. Einfach meinen Vorgänger 
in die Pflicht zu nehmen, ist etwas zu 
einfach. Man kann immer behaupten, 
im letzten Herbst oder im letzten Som-
mer wäre es besser gewesen. Das muss 
die Parlamentarische Untersuchungs-
kommission jetzt klären.

Sie sagten, Sie hätten damals 
nicht viel geschlafen. Wie  
sieht es jetzt aus, da wir diese 
neue Monsterbank haben?

Ich habe deswegen keine schlaflosen 
Nächte. Es geht jetzt darum, sich so 
aufzustellen, dass das nicht mehr  
passiert. Krisen halten sich nicht an 
Spielregeln. Jetzt reden alle von der 
UBS. Wer garantiert, dass es nicht eine 
andere Bank trifft? Wir arbeiten an 
Vorschlägen. Im Frühling legt der Bun-
desrat in einem Bericht dar, wo Lücken 
zu schliessen sind.

3000 Menschen in der Schweiz 
verlieren ihren Job. Experten 
reden von Salamitaktik. Sagen, 
da kommt noch mehr. 

Der Bundesrat hat dazu Stellung ge-
nommen. Mein Kollege, Wirtschafts-
minister Guy Parmelin, hat sein Bedau-
ern ausgedrückt. Auf der anderen Seite 
müssen wir sehen: Wenn die CS unter-
gegangen wäre, wären vermutlich viel 
mehr Arbeitsplätze verloren gegangen.

Die «NZZ am Sonntag» rechnet 
mit insgesamt 27 000 Stellen,  
die gestrichen werden. Vor allem 
im Ausland. Da leidet unser Ruf 
doch drunter.

Der Ruf der Schweiz hat aus meiner 
Sicht nicht gelitten. Wir haben inner-

Ist bereit für den 
Ausflug mit seiner 
Gotte: Bernhardiner 
Zeus fährt mit dem 
Bus nach Plan-
Cerisier oberhalb 
von Martigny  
im Unterwallis.

Highlight für die 
Hundenärrin: 

Bundesrätin Karin 
Keller-Sutter mit 

einem Welpen  
der Barry-Stiftung 

in Martigny.
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halb von kurzer Zeit für Stabilität ge-
sorgt. Wir waren handlungsfähig. Das 
wurde international sehr anerkannt, 
und die Erleichterung war gross.

Von Sergio Ermotti sind jetzt 
alle begeistert. Sie auch? 

Er ist sicher sehr erfahren. Die UBS hat 
ihn ja nach der Übernahme zurück
geholt. Sicher auch, weil er damals die 
UBS saniert hat. 

Haben Sie Vertrauen in ihn? 
Ich habe jetzt Vertrauen in diese Füh-
rung. Aber wir müssen an die Zeit nach-
her denken. Irgendwann wird es eine 

Ablösung dieses Führungspersonals 
geben. Ich gehe davon aus, dass der 
Dialog nun weitergeführt wird. Dass 
dies auch im Interesse der UBS-Füh-
rung ist und sie mit der Politik im Ge-
spräch bleibt. 

Sergio Ermotti sagt, er wolle 
nicht, dass sich die Politik jetzt 
noch einmischt. Wie kommt  
das bei Ihnen an? 

Einerseits ist die UBS eine private 
Unternehmung. Die Banken gehören 
aber zu den am stärksten regulierten 
Branchen. Die Diskussionen, wie das 
in Zukunft aussehen soll, fangen erst 
an. Es ist Aufgabe der Politik, diese 
Spielregeln zu diskutieren und allen-
falls anzupassen. 

Wie häufig haben Sie Sergio 
Ermotti getroffen?

Ein paarmal vor den Sommerferien, bei 
der Aushandlung der Garantie für die 
von der CS übernommenen Aktiva. Da 
gab es Verhandlungsteams vom Finanz
departement und von der UBS. Wenn 
es Differenzen gab, wurden diese zwi-
schen dem Verwaltungsratspräsiden-

ten Colm Kelleher und mir diskutiert. 
Ermotti war teils auch dabei.

Ein ewiges Ärgernis bei den 
Banken sind die Boni. Auch  
das ist noch nicht geregelt. 

Das kann ich nicht vorwegnehmen. 
Das wird im Bericht vom nächsten 
Frühling Thema sein.

Nicht nur die UBS ist ein 
Klumpenrisiko. Auch  
Kantonalbanken könnten für 
Steuerzahler teuer werden.

Ja, das hat man gesehen, etwa als die 
Solothurner Kantonalbank untergegan
gen ist. Die Kantonalbanken liefern 
zwar schöne Dividenden ab, aber wenn 
etwas passiert, kann es für ein Gemein-
wesen zu Verlusten kommen. Das Ban-
kenwesen ist risikobehaftet.

Sie müssen als Finanzministerin 
zwei Milliarden Franken  
sparen. Ist das wirklich der 
richtige Moment, jetzt wo  
alles teurer wird? 

Wir haben in der Verfassung die Schul-
denbremse. Diese verpflichtet den Bund, 
ein ausgeglichenes Budget vorzulegen. 

«Ich habe 
jetzt Ver-
trauen in  
die Führung 
der UBS»

Die Bundesrätin hatte 
selber einen Hund. 
Picasso starb vor fast 
fünf Jahren. «Jetzt 
hätte ich keine Zeit 
für einen neuen.»  
Ein Besuch bei Zeus 
liegt aber drin.
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85 Prozent der Stimmbevölkerung ha-
ben der Schuldenbremse zugestimmt, 
sie ist seit 20 Jahren in Kraft. Dass man 
nicht mehr ausgibt als man einnimmt, 
ist Teil unser Schweizer Mentalität.  
Das Parlament hat jetzt aber Ausgaben 
beschlossen, ohne zu sagen, wie man 
sie finanziert. Deshalb haben wir jetzt 
diesen Bereinigungsbedarf von zwei 
Milliarden Franken. 

Wenn der Bund spart, baut er 
Leistungen ab. Das trifft doch 
die Bevölkerung. 

Die Bevölkerung spürt das nicht. Es gibt 
viele Kürzungen, die niemand merkt. 
Für das Forschungsprogramm Horizon 
etwa waren knapp 800 Millionen bud-
getiert. Jetzt sind wir aber nicht bei 
Horizon, das fällt deshalb derzeit weg. 
Für die Forschung sind aber Auffang-
massnahmen vorgesehen, ihr soll kein 
Geld entzogen werden. Wir sparen ja 
noch nicht einmal richtig, wir bremsen 
nur das Wachstum der Ausgaben. Klar 
ist aber auch, dass wir keine Steuer
erhöhungen wollen. Das wäre nicht im 
Interesse der Bevölkerung. Die Schul-
denbremse hilft uns also. Auch dank ihr 
haben wir Geld, wenn wir es wirklich 
brauchen – wie etwa in der Coronazeit. 

Die Schweiz hat noch immer 
eine tiefe Verschuldung

Ja, sie ist tief, aber das Ausland ist kein 
Vorbild, was die Verschuldung betrifft. 
Die Finanzminister aus anderen Län-
dern beneiden uns. 

Bereuen Sie es, das Departement 
gewechselt zu haben? 

Es war ein turbulenter und intensiver 
Start. Aber ich bereue es nicht. Ich bin 
im Bundesrat, weil ich Verantwortung 
übernehmen und mitgestalten will. Ich 
schätze die Arbeit im Kollegium sehr. 
Gerade jetzt in dieser ganzen Budget-

diskussion haben wir alle sehr eng zu-
sammengearbeitet. 

Wichtige Probleme im 
Bundesrat sind aber nicht  
gelöst: EU, Neutralität.  
Wo wollen wir eigentlich hin? 

Es sind in den vergangenen Jahren 
viele Krisen zusammengekommen. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr hat 
bei der Ankündigung seines Rück- 
tritts gesagt, das sei die schlimmste 
Legislatur seit dem Zweiten Weltkrieg. 
Der Bundesrat hat sich das nicht aus
gesucht. Weder Corona noch den 
Ukraine-Krieg noch die Energiekrise. 
Dass wir da immer im Krisenmodus 
waren, ist klar. Und wir haben natür-
lich Diskussionen, das gehört dazu. 
Manchmal liest man, was für einen 
Knatsch wir hätten. Aber das stimmt 
einfach nicht! Alle sagen immer, sie 
wollen einen starken Bundesrat. Doch 
eigentlich ist das gar nicht wahr. In  
der Schweiz ist man auf den Macht
ausgleich bedacht. Das ist auch gut so.

Was ist Ihre Vision für die 
Schweiz?

Wir haben viele Stärken: Die liberale 
Wirtschaftsordnung, die Eigenverant-
wortung der Bürger, ein gutes Ausbil-

dungsniveau. Auch das Gesundheits-
wesen ist gut, obwohl es Anpassungen 
braucht. Ich finde, für all das darf man 
auch ein bisschen dankbar sein. Wir 
haben Mühe bei Reformen, das stimmt. 
Aber sich zusammenzuraufen, war im-
mer eine Stärke der Schweiz. 

Wie sind die zwei Neuen im 
Kollegium aufgenommen 
worden? 

Sie sind sehr gut integriert. Das funk-
tioniert tipptopp mit ihnen. 

Zu den Wahlen: Es fällt auf,  
die Bundesräte lassen sich von 
den Parteien vor den Karren 
spannen. Gemäss Reglement 
wäre Zurückhaltung angebracht.

Dass an einer nationalen Parteiver-
sammlung Bundesräte teilnehmen, 
gehört dazu. Der Wahlkampf ist aber 
Sache der Parteien. Im Bundesrat sollte 
man keine Parteipolitik betreiben. Wir 
müssen das machen, was wir als rich-
tig erkennen, und nicht einer Ideologie 
nachhängen. Ich glaube, der Bundesrat 
ist eines der letzten Gremien, das nicht 
parteipolitisch funktioniert. Das ärgert 
manchmal die Leute, weil sie lieber an-
dere Resultate hätten. Aber eigentlich 
ist das ein Segen für die Schweiz. 

«Es stimmt 
nicht, dass 

wir Knatsch 
im Bundesrat 

haben»

Die St. Gallerin 
Karin Keller-Sutter 
sitzt seit 2019 im 
Bundesrat. Bis 
letztes Jahr war  
sie Vorsteherin  
des Justizdeparte-
ments, seit Januar 
amtet sie als 
Finanzministerin.


